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Beschluss des Obersten Gerichtshofes zu  
Art. 900 Nr. 4 des japanischen Zivilgesetzes
Tsuyoshi Hatajiri＊
　Der Beschluss vom 4. 9. 2013 ist sehr bemerkenswert, da er eine neue 
Tendenz in der Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofes (OGH) zeigt.
　§ 900 Nr. 4 a. F. des japanischen Zivilgesetzes laut: „Sind als Abkömmlin-
ge, als Verwandte in aufsteigender gerader Linie oder Geschwister mehrere 
Person vorhanden, so erben sie zu gleichen Teilen. Der Erbteil nichteheli-
cher Abkömmlinge beträgt jedoch nur die Hälfte des Erbteiles ehelicher Ab-
kömmlinge“. Danach kann ein nichteheliches Kind nur die Hälfte des Erb-
teils eines miterbenden ehelichen Kindes erben.
Der OGH hat in seinem Beschluss vom 7. 7. 1995 § 900 Nr. 4 a. F. für verfas-
sungsgemäß gehalten (Minshu (Entscheidungssammlung des OGH in Zivil-
sachen), Bd. 49. Nr. 7, S. 1789). Diese Entscheidung ist in der Literatur viel 
kritisiert worden. Und gab es weitere Versuch zur Veränderung der Situa-
tion. Aber diese hatten keinen Erfolg und in späteren Urteilen des OGH 
(Kleiner Senat) mit den Sondervoten ist diese Position des Beschluss im 
Wesentlichen bestätigt worden. Im Gegensatz zum Beschluss vom 7. 7. 1995 
hat der OGH in seinem Beschluss vom 4. 9. 2013 (Minshu, Bd. 67. Nr. 6, S. 
1320) nun erklärt, dass die betreffende Bestimmung gegen Art. 14 Abs. 1 
der Japanischen Verfassung verstößt und nichtig ist.
　Die nachfolgende Übersetzung dieses Beschlusses ins Deutsche soll den 
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deutschen Leserkreis über die neue Situation in der Japanischen Verfas-
sungsgerichtsbarkeit informieren.1），2）
Beschluss des Großen Senats des Obersten Gerichthofes (OGH) vom 4. Septem-
ber 2013 in Sachen der Sonderbeschwerde gegen die Beschwerdeabweisung im 
Verfahren über die Auseinandersetzung einer Erbschaft
Tenor
Der Beschluss der Vorinstanz wird aufgehoben.
Die Sache wird an das Obergericht (OG) Tōkyō zurückverwiesen.
Gründe
In Bezug auf Beschwerdegrund Nr. 1 des Beschwerdeführers Y 1 und  in 
Bezug auf Beschwerdegrund 3(2) des Stellvertreters (...) des Beschwerde-
führers Y 2
1. Auszugsweise Darstellung des Falles
Es geht um folgenden Fall: Hinsichtlich des Nachlasses des am ... Juli 2001 
verstorbenen A hat die Gegenpartei, nämlich das eheliche Kind (einschließ-
lich des Erben der Seitenlinie), gegenüber dem Beschwerdeführer, dem 
1）　Herrn Prof. Dr. M. Dernauer  danke ich herzlich für die kritische Durchsicht 
der Übersetzung.
2）　Eine genaue Analyse und Erläuterung und Kommentierung dieses Beschlus-
ses finden sich in A. Kimura/G. Koziol, Der gesetzliche Erbteil nichtehelicher 
Kinder ─ Entscheidung des Obersten Gerichtshofs vom 4. September 2013─ , 
ZJAPANR Nr.39 (2015), S. 233 ff.; T. Hatajiri, Neuere Tendenzen in der Recht-
sprechung der Japanischen Verfassungsgerichtsbarkeit, in: Freundeskreis 
Rechtswissenschaft (Hrsg.), Schlaglichter 15, Ansprachen und Reden an der 
Rechtswissenschaftlichen Fakultät Münster im Akademischen Jahr 2013/2014, 
2014, S. 23─42.
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nichtehelichen Kind, eine Entscheidung in der Erbauseinandersetzung ver-
langt.
　Von der Vorinstanz war entschieden worden, dass die in Art. 900 Nr. 4 Zi-
vilgesetz (ZG) enthaltene Regelung, der Erbteil des nichtehelichen Kindes 
solle die Hälfte des Erbteils des ehelichen Kindes betragen (im Folgenden: 
„die betreffende Vorschrift“), nicht gegen Art. 14 Abs. 1 der Japanischen 
Verfassung (JV) verstößt und die Erbauseinandersetzung in Bezug auf den 
Nachlass von A unter der Voraussetzung des unter Anwendung der betref-
fenden Vorschrift berechneten gesetzlichen Erbteils der Gegenpartei sowie 
des Beschwerdeführers, durchgeführt werden soll.
　Im Kern der Argumentation geht es um die Behauptung, dass die betref-
fende Vorschrift gegen den in Art. 14 Abs. 1 JV geregelten Gleichheitssatz 
verstößt und damit nichtig ist.
2.  Zum Beurteilungsmaßstab der Konformität mit Art. 14 Abs. 1 JV
Die Japanische Verfassung bestimmt in Art. 14 Abs. 1, dass alle Staatsbürger 
vor dem Gesetz gleich sind. Die Rechtsprechung des OGH weist darauf hin, 
dass diese Gleichheitsbestimmung so zu verstehen ist, dass sie jede diskri-
minierende gesetzliche Regelung verbietet, sofern diese nicht auf einem 
sachlich-vernünftigen Grund beruht (...).
　Das Erbsystem bestimmt, wem und wie das Vermögen des Erblassers ver-
erbt werden soll; bei der Festlegung des Erbsystems müssen auch Traditi-
on, gesellschaftliche Umstände und die Volksauffassung etc. berücksichtigt 
werden. Da das geltende Erbsystem darüber hinaus auch mit dem Bild von 
der Familie in engem Zusammenhang steht, kann es nicht festgelegt wer-
den, ohne auch den gesellschaftlichen Stellenwert der Eheschließung sowie 
der Eltern-Kind-Beziehung und die Anschauung im Volk zu berücksichtigen. 
Es wird also dem Gesetzgeber zugestanden, das Erbsystem unter Berück-
sichtigung der Gesamtheit dieser Punkte nach rationalem Ermessen zu re-
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geln. In diesem Fall stellt sich die Frage, ob die im Rahmen des in dieser 
Weise geregelten gesamten Erbsystems aufgrund der betreffenden Vor-
schrift entstandene Unterscheidung hinsichtlich des gesetzlichen Erbteils 
des ehelichen Kindes und des nichtehelichen Kindes eine diskriminierende 
Behandlung ohne sachlich-vernünftigen Grund darstellt. Auch wenn man 
das oben dargelegte, dem Gesetzgeber zugestandene Ermessen berücksich-
tigt, kann man annehmen, dass die betreffende Unterscheidung gegen Art. 
14 Abs. 1 JV verstößt, falls für diese Unterscheidung kein sachlich-vernünfti-
ger Grund ermittelt werden kann.
3. Zur Konformität der betreffenden Bestimmung mit Art. 14 Abs. 1 JV
a) Die Japanische Verfassung bestimmt in Art. 24 Abs. 1: „Die Ehe darf sich 
nur auf das Einverständnis der Partner gründen und soll auf Grundlage der 
Gleichberechtigung von Mann und Frau im Geiste gemeinsamen Zusam-
menwirkens geführt werden“. Ferner regelt Abs. 2 desselben Artikels: „Zur 
Wahl des Ehegatten, zum Erb- und Eigentumsrecht, zur Wahl des Wohnsit-
zes, zur Ehescheidung und zur Regelung anderer mit Ehe und Familie zu-
sammenhängender Angelegenheiten sollen Gesetze erlassen werden, die 
auf den Prinzipien der Achtung der Würde des Einzelnen und der absoluten 
Gleichberechtigung der Geschlechter beruhen“. Darauf basierend bestimmt 
das ZG in Art. 739 Abs. 1: „Die Ehe schließung wird gemäß der Bestimmung 
des Familienregistergesetzes (...) durch Anmeldung wirksam“. Dies schließt 
also das Prinzip der sogenannten De-facto-Ehe aus und folgt dem Prinzip der 
gesetzlichen Ehe. Andererseits wurde in Bezug auf das Erbsystem die Erb-
folgeart (die Rechte des Familienoberhauptes), die dem Haussystem im al-
ten japanischen Familien- und Erbrecht zugrunde lag, aufgrund einer Ände-
rung des ZG (im Folgenden: „Reform des ZG 1947“) durch das Gesetz Nr. 
222 aus dem Jahr 1947 abgeschafft und das geltende Erbsystem eingeführt, 
dessen Grundsatz darin besteht, dass der Ehegatte oder die Ehegattin und 
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die Kinder Erben werden. Allerdings wurde in Bezug auf die anlässlich des 
Todes eines Familienmitgliedes eintretende Erbfolge die Regelung, dass der 
gesetzliche Erbteil des nichtehelichen Kindes die Hälfte des Erbteils des 
ehelichen Kindes beträgt (...), als die betreffende Vorschrift auch in das gel-
tende Zivilgesetz übernommen.
b) Der OGH hat in einer früheren Entscheidung vom 5. Juli 1995 (Fall Nr. 
1991 ku 143, Entscheidung des Großen Senats des OGH, Minshū 49, Nr. 7, 
S. 1789; im Folgenden: „Entscheidung des Großen Senats 1995“) wie folgt 
entschieden: Auf Grundlage des oben unter 2. erläuterten Beurteilungsmaß-
stabes und unter Berücksichtigung, dass die Regelungen zur Bestimmung 
der gesetzlichen Erbteile, einschließlich der betreffenden Vorschrift, nicht 
vorschreiben, die Erbfolge bestimme sich in jedem Fall nach den Regelun-
gen über die gesetzliche Erbfolge, sondern nur für den Fall, dass es keine 
testamentarische Bestimmung der Erbteile etc. gibt, also nur subsidiär, kann 
man folgern, dass die betreffende Vorschrift, wonach der gesetzliche Erbteil 
des nichtehelichen Kindes die Hälfte des Erbteils des ehelichen Kindes be-
tragen solle, nicht gegen Art. 14 Abs. 1 JV verstößt. Die Begründung dafür 
lautete: „Das Zivilgesetz folgt dem Prinzip der gesetzlichen Ehe und weist 
daher dem Ehegatten in der ehelichen Beziehung und den ehelichen Kin-
dern einen bevorzugten gesetzlichen Erbteil zu, andererseits werden nichte-
heliche Kinder dadurch geschützt, dass auch ihnen ein bestimmter gesetzli-
cher Erbteil zuzuerkennen ist“. Aus diesem Grund könne man nicht sagen, 
dass diese Vorschrift den rationalen Ermessensspielraum, der dem Gesetz-
geber zugestanden wird, überschreitet.
　Jedoch soll die Festlegung der gesetzlichen Erbteile des ehelichen und 
des nichtehelichen Kindes auch unter der Geltung des Prinzips der gesetzli-
chen Ehe nur unter Gesamtberücksichtigung der oben unter 2. dargelegten 
Umstände erfolgen, und da sich diese Umstände im Verlauf der Zeit tatsäch-
lich ändern, muss die Rationalität der Vorschrift und die Konformität mit der 
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japanischen Verfassung, die die Würde des Einzelnen und die Gleichheit vor 
dem Gesetz schützt, immer wieder sorgfältig überprüft werden.
c) Betrachtet man im Überblick den Wandel der Umstände seit der Reform 
des ZG 1947 in Bezug auf die oben unter 2. erläuterten relevanten Gesichts-
punkte, ergibt sich folgendes Bild:
aa) Bei Betrachtung des Verlaufs der Reform des ZG 1947 lassen sich als Er-
wägungshintergrund der Reform die Vorstellung ausmachen, dass ─ ob-
gleich die Erbfolge, die dem Haussystem im alten japanischen Familien- und 
Erbrecht zugrunde lag, abgeschafft wurde ─, der Wille, den Nachlass den 
ehelichen Nachkommen vererben zu wollen, sowie die Volksauffassung, die 
gesetzliche Ehe als richtige Ehe anzuerkennen und diese Ehe zu achten und 
zu schützen, besonders zu würdigen sei, was andererseits auf eine Unter-
scheidung gegenüber einer Beziehung zwischen Mann und Frau außerhalb 
der gesetzlichen Ehe sowie den aus dieser Beziehung hervorgehenden Kin-
dern hinauslief. In den Beratungen des japanischen Parlaments über den Re-
formvorschlag wurde als Begründung für die Konformität der betreffenden 
Vorschrift mit Art. 14 Abs. 1 JV wiederholt auf Beispiele ausländischer Rege-
lungen aus dieser Zeit hingewiesen: Hinsichtlich des Erbteils bestünde ein 
Unterschied zwischen dem ehelichen Kind und dem nichtehelichen Kind, 
zum Beispiel würde dem nichtehelichen Kind teils kein Erbteil zuerkannt. 
Hinsichtlich der Aufnahme der betreffenden Vorschrift in das geltende japa-
nische Zivilgesetz ist also anzumerken, dass die entsprechende Reform des 
Zivilgesetzes durch Beispiele ausländischer Regelungen beeinflusst wurde.
　Nach der Reform des ZG 1947 änderte sich jedoch mit dem Wandel der 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Umstände auch die tatsächliche Situ-
ation in Bezug auf Ehe und Familie in Japan. Außerdem kam es im Volk zu 
einem Wandel der Einstellung gegenüber Ehe und Familie. Wenn es diesbe-
züglich auch Unterschiede in den Regionen und je nach beruflicher Tätig-
keit gegeben hat, so lässt sich doch zusammenfassend sagen, dass sich im 
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Zuge der rasanten wirtschaftlichen Entwicklung nach dem Zweiten Welt-
krieg als kleinste, die berufliche Tätigkeit stützende Einheit die Kleinfamilie, 
bestehend aus den Ehegatten und Kindern bis zu einem bestimmten Alter, 
als Lebensform durchgesetzt hat, und mit zunehmendem Alter gewann für 
den überlebenden Ehegatten gleichzeitig die Notwendigkeit der Sicherung 
des Lebensunterhalts an Bedeutung. Diese Umstände führten zu einer be-
trächtlichen Veränderung in Bezug auf die Bedeutung des Nachlasses als 
Lebensgrundlage für die Nachkommen, die früher besonders groß gewesen 
war. Eine Reaktion auf diesen Wandel war die Vergrößerung des gesetzli-
chen Erbteils des Ehegatten, die durch eine Änderung des Zivilgesetzes 
durch Gesetz Nr. 51 im Jahre 1980 herbeigeführt worden ist. Auch nimmt 
seit etwa 1975 die Zahl der nichtehelich geborenen Kinder zu, die zuvor eine 
rückläufige Tendenz aufwies. Seit Beginn der Heisei-Zeit (1989) ist darüber 
hinaus ein Trend zur späten Heirat und zur Nichtheirat sowie ein Rückgang 
der Geburtenrate zu verzeichnen, und damit einhergehend nimmt auch die 
Anzahl der Haushalte, in denen unverheiratete Kinder mittleren und höhe-
ren Alters mit ihren Eltern zusammenleben, sowie die Anzahl der Ein-Perso-
nen-Haushalte zu. Gleichzeitig steigt die Zahl der Ehescheidungen, vor al-
lem die der Ehescheidungen von Paaren mit minderjährigen Kindern sowie 
die Anzahl der Wiederverheiratungen. Auf diese Weise kommt es zu einer 
wesentlich größeren Vielfalt an Formen von Ehe und Familie und zeigt es 
sich, dass dies im Volk auch zu einer größeren Vielfalt an Vorstellungen 
über das, was man als Ehe und Familie ansehen kann, geführt hat.
bb) Die Situation im Ausland, die ─ wie oben unter aa) erwähnt ─ die Entste-
hung der betreffenden Vorschrift beeinflusst hatte, hat sich ebenfalls erheb-
lich verändert. In vielen Ländern, vor allem in Europa und den USA, war frü-
her die Diskriminierung nichtehelicher Kinder aus religiösen Gründen stark 
ausgeprägt. Zum Zeitpunkt der Reform des ZG 1947 gab es noch eine Ten-
denz in vielen Ländern, den Erbteil des nichtehelichen Kindes zu begren-
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zen, was Einfluss auf die Gesetzgebung in Bezug auf die betreffende Vor-
schrift hatte. Von der zweiten Hälfte der 1960er Jahre an setzte sich jedoch, 
ausgehend vom Standpunkt des Schutzes der Kinderrechte, in vielen dieser 
Länder die Gleichstellung von ehelichen und nichtehelichen Kindern durch, 
und Gesetze gegen eine Diskriminierung bei der Erbfolge wurden erlassen. 
Von den Ländern, in denen zum Zeitpunkt der Entscheidung des Großen Se-
nats 1995 diese Diskriminierung noch vorhanden war, schaf ften 1998 
Deutschland mit dem „Gesetz zur erbrechtlichen Gleichstellung nichteheli-
cher Kinder“ und 2001 Frankreich mit dem „Gesetz betreffend die Rechte 
des überlebenden Ehegatten und der außerehelichen Kinder sowie der Mo-
dernisierung verschiedener Bestimmungen des Erbrechts“ die erbrechtli-
che Diskriminierung der nichtehelichen Kinder gegenüber den ehelichen 
Kindern ab. Zurzeit gibt es in Europa und den USA keine und im internatio-
nalen Vergleich nur noch sehr wenige Länder, die wie Japan an einer erb-
rechtlichen Unterscheidung zwischen ehelichen und nichtehelichen Kin-
dern festhalten.
cc) Japan hat 1979 den „Internationalen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte“ (Vertrag Nr. 7/1979) und 1994 das „Übereinkommen über die Rech-
te des Kindes“ (Vertrag Nr. 2/1994) ratifiziert. In diesen Verträgen wurde 
die Regelung aufgenommen, dass Kinder auf keinen Fall einer Diskriminie-
rung aufgrund ihrer Geburt ausgesetzt werden dürfen. Außerdem wurden 
im Rahmen der mit der UNO in Verbindung stehenden Organisationen auf-
grund des oben genannten Paktes das „Vertragskomitee für Freiheitsrechte“ 
und aufgrund des oben genannten Übereinkommens das „Komitee für Kin-
derrechte“ eingerichtet. Diesen Komitees wurde die Befugnis erteilt, hin-
sichtlich der Erfüllung etc. jedes einzelnen der oben genannten Verträge 
den Vertragsstaaten gegenüber ihre Meinung darzulegen sowie diesen Rat-
schläge zu erteilen oder in ähnlicher Weise tätig zu werden.
　Was die Erfüllung der oben genannten Verträge in Bezug auf nichteheli-
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che Kinder in Japan betrifft, wurde vom „Vertragskomitee für Freiheitsrech-
te“ 1993 angemahnt, jene Passagen, die eine Diskriminierung der nichteheli-
chen Kinder darstellen, vollständig zu streichen. Nachfolgend wurden von 
jedem der oben genannten Komitees die diskriminierenden Vorschriften in 
Bezug auf Staatsangehörigkeit, Familienregister und Erbrecht wiederholt 
problematisiert, Bedenken geäußert und eine Änderung des Gesetzes gefor-
dert. Auch in jüngerer Zeit, im Jahre 2010, hat das Komitee für Kinderrechte 
erneut seine Bedenken gegenüber der betreffenden Vorschrift zum Aus-
druck gebracht.
dd) Im Zuge der oben unter bb) und cc) erläuterten Veränderungen der in-
ternationalen Lage änderte sich auch das Rechtssystem und andere Umstän-
de in Japan hinsichtlich der Unterscheidung zwischen ehelichen und nichte-
helichen Kindern. So wurde gegen die Eintragung des Grades der 
Verwandtschaft mit dem Haushaltsvorstand in der Meldebescheinigung 
1988 eine Klage bei Gericht eingereicht und im Jahr 1994, als das Verfahren 
noch in der Berufungsinstanz anhängig war, erfolgte eine Änderung der 
Einwohnerregister-Vollzugsanordnung (Bekanntmachung des Innenministe-
riums Nr. 233 vom 15. Dezember 1994) in wesentlichen Punkten. Dadurch 
wurde angeordnet, dass ein Kind des Haushaltsvorstandes, unabhängig da-
von, ob es sich um ein eheliches Kind oder ein nichteheliches Kind handelt, 
unterschiedslos als „ein Kind“ eingetragen werden soll. Auch gegen die Ein-
tragung eines nichtehelichen Kindes in das Familienregister wurde in Bezug 
auf die Eintragung in die Rubrik des Verwandtschaftsgrads mit dem Vater 
oder der Mutter 1999 eine Klage bei Gericht eingereicht und im Jahr 2004, 
nachdem das erstinstanzliche Urteil in diesem Rechtsstreit gefällt worden 
war, eine Abänderung der Ausführungsbestimmungen des Familienstands-
registergesetzes (...) vorgenommen. Dabei wurde bestimmt, dass auch ein 
nichteheliches Kind wie ein eheliches Kind als „ältester Sohn (bzw. älteste 
Tochter)“ eingetragen werden soll und die Eintragung in der Rubrik des 
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Verwandtschaftsgrads mit dem Vater oder der Mutter eines schon im Fami-
lienregister eingetragenen nichtehelichen Kindes aufgrund des Erlasses (...) 
auf Antrag, wie oben beschrieben, korrigiert werden soll. Darüber hinaus 
hat der OGH im Jahre 2006 (Urteil des Großen Senats vom 4. Juni 2008 im 
Fall (einer Sonderbeschwerde) Nr. 2006 gyō-tsu 135, Minshū Band 62, Nr. 6, 
S. 1367) entschieden, dass die Bestimmung in Art. 3 Abs. 1 des Staatsange-
hörigkeitsgesetzes (...), die hinsichtlich des Erwerbs der japanischen Staats-
bürgerschaft für ein nichteheliches Kind eine andere Behandlung als für ein 
eheliches Kind vorschreibt, spätestens im Jahr 2003 gegen Art. 14 Abs. 1 JV 
verstoßen hatte und daher aufgrund der Reform der oben genannten Be-
stimmung anlässlich desselben Urteils auch ein nichteheliches Kind, das 
schon vor 2003 einen Antrag auf Erhalt der japanischen Staatsbürgerschaft 
eingereicht hatte, die japanische Staatsbürgerschaft erhalten kann.
ee) Auch die Frage, ob der gesetzliche Erbteil eines nichtehelichen Kindes 
dem eines ehelichen Kindes gleichgestellt werden soll, wurde schon früh 
diskutiert. 1979 wurde von dem im Justizministerium angesiedelten Zivil-
rechtsbüro mit dem „Vorschlag eines Entwurfs zur Reform des ZG hinsicht-
lich der Erbfolge“ auf Basis der Beratungen im Unterkomitee für Personen-
standsrecht der Zivilrechtsabteilung des Gesetzberatungsausschuss der 
Plan vorgelegt, den gesetzlichen Erbanteil eines nichtehelichen Kindes dem 
eines ehelichen Kindes gleichzustellen. Im „Vorschlag eines Entwurfes zur 
Reform des ZG hinsichtlich des Systems der Eheschließung und ähnlicher 
Fragen“, der ebenfalls 1994 auf Basis der Beratungen im oben erwähnten 
Unterkomitee veröffentlicht wurde, und im „Vorschlag für einen Gesetzent-
wurf zur Reform eines Teils des ZG“, der 1996 vom Gesetzberatungsaus-
schuss aufgrund einer weiteren Überprüfung des Reformentwurfs von 1994 
dem Justizminister vorgelegt wurde, wurde klar die Reformabsicht, dass der 
gesetzliche Erbteil in beiden Fällen gleich sein solle, zum Ausdruck ge-
bracht. Nachfolgend wurde von der Regierung im Jahr 2010 noch einmal ein 
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Gesetzesentwurf wie im Jahre 1996 vorbereitet. Beide Male allerdings wur-
de am Ende kein Gesetzentwurf ins Parlament eingebracht.
ff) Wegen der bereits durchgeführten Gesetzesreformen in Bezug auf die 
Punkte, bzgl. derer in den oben unter cc) genannten Komittees Bedenken 
zum Ausdruck gebracht wurden oder eine Gesetzesänderung angemahnt 
wurde, ist die diskriminierende Behandlung nichtehelicher Kinder gegen-
über ehelichen Kindern auch in Japan mittlerweile im Großen und Ganzen 
beseitigt. Dennoch ist eine Reform der betreffenden Vorschrift bis heute 
noch nicht verwirklicht. Als Grund dafür können folgende Überlegungen 
angestellt werden: In vielen Ländern Europas und den USA ist der Prozent-
satz der nichtehelichen Kinder an der Gesamtzahl der Geburten auffallend 
hoch, in einigen Ländern sogar mehr als 50%. Im Gegensatz dazu zählte man 
in Japan, auch wenn sich die Tendenz von Jahr zu Jahr verstärkt, 2011 nicht 
mehr als etwa 23.000 nichtehelich geborene Kinder. Das sind nur etwa 2,2% 
der gesamten Anzahl an Geburten. Ein Grund dafür scheint die Tatsache zu 
sein, dass die Entscheidung, ob man die Anzeige der Eheschließung vor-
nimmt, mit der Schwangerschaft des ersten Kindes fest verbunden ist. Das 
heißt, dass eine allgemeine Tendenz besteht, die nichteheliche Geburt eines 
Kindes zu vermeiden. Anders gesagt, kann man annehmen, dass die beson-
dere Bedeutung der gesetzlichen Eheschließung im Bewusstsein der Bevöl-
kerung verankert ist, obgleich von einer zunehmenden Vielfalt an Familien-
bildern im Volk gesprochen wird.
　Jedoch ist wie oben unter 2 und 3. b) gezeigt die rechtliche Frage, ob die 
betreffende Vorschrift, nach der der gesetzliche Erbteil eines nichtehelichen 
Kindes die Hälfte des Erbteils eines ehelichen Kindes beträgt, eine unange-
messene Verletzung der Rechte unehelicher Kinder darstellt, vom Stand-
punkt des in der Verfassung niedergelegten Gleichheitsgebots unter Ge-
samtwürdigung verschiedener Faktoren und Berücksichtigung der ebenfalls 
verfassungsrechtlich garantierten Würde des Einzelnen zu beurteilen. Die 
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Gesichtspunkte, dass die Achtung der gesetzlichen Eheschließung im Volk 
verankert ist und dass die Zahl nichtehelicher Geburten klein ist bzw. im 
Vergleich mit anderen Ländern der Prozentsatz nichtehelicher Kinder ge-
ring ist, liefern keine relevanten Gründe zur Beantwortung dieser rechtli-
chen Frage.
gg) Obwohl dieses Gericht die betreffende Vorschrift in seinen Entscheidun-
gen, die auf die Entscheidung des Großen Senats 1995 folgten, im Ergebnis 
stets als verfassungsgemäß beurteilt hat, haben bereits in der Entscheidung 
des Großen Senats 1995 fünf Richter eine abweichende Meinung vertreten 
und dafür plädiert, der Lage nichtehelicher Kinder größere Beachtung zu 
schenken. Außerdem wurde in ergänzenden Stellungnahmen auf den Be-
wusstseinswandel im Volk in Bezug auf Ehe, Eltern-Kind-Beziehung und der 
Form der Familie hingewiesen sowie darüber hinaus auf den Wandel im in-
ternationalen Umfeld und darauf, dass die rationale Begründung für die Re-
form des ZG 1947 mittlerweile im Begriff sei, ihre Gültigkeit zu verlieren. In 
den nachfolgenden Urteilen und Beschlüssen der kleinen Senate dieses Ge-
richts wurden diese Gesichtspunkte wiederholt als Einzelmeinungen vorge-
tragen (...). Unter Berücksichtigung der ergänzenden Stellungnahmen ent-
steht der Eindruck, dass vor allem in den Entscheidungen dieses Gerichts, 
die auf das Urteil eines seiner kleinen Senate vom 31. März 2003 folgten, die 
Beurteilung, dass die betreffende Bestimmung verfassungskonform sei, nur 
knapp aufrechterhalten werden konnte.
hh) In den oben unter gg) erwähnten ergänzenden Stellungnahmen zu den 
Entscheidungen dieses Gerichts wird darauf hingewiesen, dass eine Ände-
rung der betreffenden Vorschrift eine Gesamtabstimmung mit vielen hiermit 
im Zusammenhang stehenden Bestimmungen über die Erbfolge, die Ehe, 
die Eltern-Kind-Beziehung usw. erfordere und eine Konsistenz mit dem Fa-
milien- und Erbsystem insgesamt herbeigeführt werden müsse. Auch müsse 
behutsam die Wahl des Zeitpunktes, zu dem das Gesetz in Kraft treten soll, 
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vorgenommen werden und sein Anwendungsbereich überdacht werden. 
Dies alles sei nur durch das Parlament in gesetzgeberischer Tätigkeit in an-
gemessener Weise zu bewältigen, oder aber es wird zum Ausdruck ge-
bracht, dass eine solche Gesamtabstimmung durch eine rasche Gesetzes-
maßnahme erwartet werde.
　Man kann in diesem Zusammenhang auch feststellen, dass eine Tendenz 
zur Änderung der betreffenden Vorschrift, die seit 1979 mit Unterbrechun-
gen ─ Wie oben unter ee) dargelgt ─ aufgezeigt hat und die Erstellung der 
Reformentwürfe vor und nach Erlass der Entscheidung des Großen Senats 
1995 in erheblicher Weise Einfluss auf diese Art ergänzender Stellungnah-
men hatten. Auf jeden Fall ist nicht ganz klar, welche Punkte des Familien- 
und Erbsystems alle mit der Reform des ungleichen Erbteils des nichteheli-
chen Kindes in Zusammenhang stehen. Auch in dem oben unter ee) 
erwähnten Reformentwurf zum ZG über die Erbfolge sowie in dem ebenfalls 
unter ee) erwähnten Gesetzentwurf, in denen jeweils vorgesehen ist, dass 
der gesetzliche Erbteil des nichtehelichen Kindes dem des ehelichen Kindes 
gleich sein soll, waren keine weiteren Reformen geplant, die dem Einfluss 
der Angleichung der gesetzlichen Erbteile der Kinder Rechnung tragend 
auch eine Änderung des Ehegattenerbteils herbeiführen würden, oder ande-
re damit zusammenhängende Reformen des Familien- und Erbsystems. Aus 
diesem Grund muss festgestellt werden, dass die Notwendigkeit einer Über-
prüfung der Konsistenz der betreffenden Vorschrift mit den anderen damit 
zusammenhängenden Vorschriften nicht als Grund dafür herangezogen 
werden kann, die betreffende Vorschrift selbstverständlich aufrecht zu er-
halten. Die oben angeführten ergänzenden Stellungnahmen lassen sich 
auch nicht etwa so interpretieren, dass es nicht möglich wäre, die betreffen-
de Vorschrift isoliert durch gerichtliche Entscheidung als verfassungswidrig 
zu beurteilen. Auch wenn die betreffende Vorschrift durch gerichtliche Ent-
scheidung als verfassungswidrig beurteilt wird, ist es möglich, diese Ent-
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scheidung in einer Weise zu treffen, dass die Rechtssicherheit gewahrt wird, 
wie nachfolgend unter 4. dargelegt werden wird.
　Wie oben unter 3. b) dargestellt wurde in der Entscheidung des Großen 
Senats 1995 auch der Umstand berücksichtigt, dass die Regelungen zum ge-
setzlichen Erbteil, unter Einschluss der betreffenden Vorschrift, nur eine 
subsidiäre Funktion für den Fall haben, dass der Erbteil nicht anderweitig 
durch Testament festgelegt wurde. Wenn man jedoch von der Subsidiarität 
der betreffenden Vorschrift ausgeht, kann man sagen, dass es in keiner Wei-
se irrational ist, den gesetzlichen Erbteil des ehelichen Kindes mit dem des 
nichtehelichen Kindes gleichzustellen. Außerdem ist anzumerken, dass die 
betreffende Vorschrift hinsichtlich des auch durch ein Testament nicht an-
greifbaren Pflichtteils eine klare gesetzliche Diskriminierung darstellt. 
Wenn man außerdem bedenkt, dass die betreffende Vorschrift an sich eine 
diskriminierende Einstellung gegenüber nichtehelichen Kindern von dessen 
Geburt an hervorzurufen geeignet ist, muss man feststellen, dass die oben 
erwähnte subsidiäre Funktion der betreffenden Vorschrift für seine rationale 
Beurteilung keine Bedeutung hat.
d) Hinsichtlich der Frage der Rationalität der betreffenden Bestimmung ist, 
wie oben erwähnt, ein Wandel in Bezug auf verschiedene Umstände festzu-
stellen. Jeder einzelne Umstand stellt für sich genommen keinen entschei-
denden Grund dafür dar, die durch die betreffende Vorschrift getroffene Un-
terscheidung beim gesetzlichen Erbteil als irrational zu beurteilen. Wenn 
man jedoch die verschiedenen Umstände zusammengenommen betrachtet, 
insbesondere die gesellschaftliche Entwicklung seit der Reform des ZG 
1947, die zunehmende Vielfalt der Familienformen in Japan und die damit 
zusammenhängende Änderung des Bewusstseins im Volk, die Tendenz der 
Rechtsentwicklung im Ausland, den Inhalt der internationalen Abkommen, 
die von Japan ratifiziert wurden, und die kritischen Bemerkungen der auf 
Grundlage dieser Abkommen errichteten Komitees, die Reformen im 
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Rechtssystem bezüglich der unterschiedlichen Behandlung von nichteheli-
chen und ehelichen Kindern und die mehrfachen Hinweise in den bisheri-
gen Entscheidungen des OGH auf die Probleme, die mit der betreffenden 
Vorschrift verbunden sind, wird klar, dass dem Individuum mittlerweile ein 
größerer Stellenwert im Rahmen der Gemeinschaft der Familie zukommt. 
Auch wenn in Japan das System der gesetzlichen Ehe in der Tat verankert 
ist, ist doch davon auszugehen, dass sich im Zuge der oben angesprochenen 
Bewusstseinsveränderung die Anschauung herausgebildet hat, dass eine 
Benachteiligung eines Kindes, deren Eltern nicht im erwähnten Stand der 
gesetzlichen Ehe miteinander verbunden waren, also aufgrund einer Tatsa-
che, die das Kind weder selbst gewählt hat noch ändern kann, nicht zu ak-
zeptieren ist. Vielmehr müsse das Kind als Individuum geachtet und müss-
ten seine Rechte gewährleistet werden.
　Zusammenfassend ist zu sagen, dass spätestens im Juli 2001, also zum 
Zeitpunkt des Eintritts der Erbfolge bzgl. A, ein vernünftiger Grund für die 
Unterschiedlichkeit der gesetzlichen Erbteile von ehelichen und nichteheli-
chen Kindern fortgefallen war.
　Aus diesem Grund ist festzustellen, dass die betreffende Vorschrift spätes-
tens zum damaligen Zeitpunkt, also im Juli 2001, gegen Art. 14 Abs. 1 JV ver-
stoßen hat.
4.  Über die tatsächliche Bindungswirkung von Präjudizien
Mit dem vorliegenden Beschluss wird festgestellt, dass die betreffende Vor-
schrift spätestens im Juli 2001 gegen Art. 14 Abs. 1 JV verstoßen hat. Sie hält 
außerdem die Beurteilung der Verfassungsgemäßheit der betreffenden Vor-
schrift durch die Entscheidung des Großen Senats 1995 und durch die oben 
unter 3. c) gg) angeführten Urteile und Beschlüsse der kleinen Senate im 
Hinblick auf die Erbfolgefälle, die bereits vor diesem Zeitpunkt angefallen 
sind, aufrecht.
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　Wenn man davon ausgeht, dass verfassungswidrige Gesetze grundsätzlich 
nichtig sind und auch die Wirkung einer aufgrund des betreffenden Geset-
zes vorgenommenen Handlung zu verneinen ist, kann man zu dem Ergebnis 
gelangen, dass die betreffende Vorschrift aufgrund des vorliegenden Be-
schlusses spätestens zum damaligen Zeitpunkt, also im Juli 2001, gegen Art. 
14 Abs. 1 JV verstoßen hatte und infolgedessen wegen der tatsächlichen Bin-
dungswirkung dieses Beschlusses als Präzedenzfall von diesem Zeitpunkt 
an nichtig war und ist. Die Wirkung der hiernach aufgrund der betreffenden 
Vorschrift getroffenen gerichtlichen Entscheidungen und Vereinbarungen 
wären daher ebenfalls zu verneinen. Die betreffende Vorschrift ist aber Teil 
des Zivilgesetzes, eines Gesetzes mit fundamentaler Bedeutung für das Le-
ben und den Personenstand der Staatsbürger. Sie ist zudem eine Vorschrift, 
die die Erbfolge, eine alltägliche Angelegenheit, gesetzlich regelt, und seit 
Juli 2001 sind schon etwa zwölf Jahre vergangen. Daher ist anzunehmen, 
dass während dieses Zeitraums bereits zahlreiche Erbschaftsauseinander-
setzungen unter der Voraussetzung der Verfassungsmäßigkeit der betreffen-
den Vorschrift stattgefunden haben und darauf basierend neue Rechtsver-
hältnisse geschaffen wurden, was an vielen Beispielen zu sehen ist. Vor 
allem ist die Verfassungswidrigkeit der betreffenden Vorschrift erstmals 
durch diesen Beschluss klargestellt worden mit der Begründung des Wan-
dels der gesellschaftlichen Umstände und des dadurch hervorgerufenen 
Wegfalls eines vernünftigen Grundes für diese Vorschrift. Würde die Beur-
teilung der Verfassungswidrigkeit durch den vorliegenden Beschluss in 
Form einer tatsächlichen präjudiziellen Bindung auch Wirkung auf bereits 
durchgeführte Erbschaftsauseinandersetzungen etc. haben und sozusagen 
auch auf bereits abgeschlossene Fälle einwirken, so würde dies in schwer-
wiegender Weise die Rechtssicherheit beeinträchtigen. Rechtssicherheit ist 
eine allgemeine Forderung, die dem Recht immanent ist. Es ist daher festzu-
stellen, dass auch die tatsächliche präjudizielle Bindungswirkung der Ent-
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scheidung über die Verfassungswidrigkeit durch dieses Gericht einer Be-
schränkung bedarf, um sie in Übereinstimmung mit den Anforderungen an 
die Rechtssicherheit zu bringen. Dieses Problem  ist auch bei der Frage zu 
berücksichtigen, ob das Gericht eine Entscheidung über die Verfassungs-
widrigkeit der betreffenden Vorschrift treffen soll (siehe oben unter 3. c) 
hh)).
　Unter diesem Gesichtspunkt betrachtet ist es nicht angemessen, sogar 
jene Rechtsbeziehungen, die zwischen den Beteiligten bereits durch gericht-
liche Entscheidung oder Vereinbarung etc. abschließend entschieden wur-
den, zum jetzigen Zeitpunkt zu widerrufen. In Fällen, in denen die Rechtsbe-
ziehung zwischen den Beteiligten diese Stufe noch nicht erreicht haben, ist 
es angemessen, die Anwendung der betreffenden Vorschrift, die durch die 
vorliegende Entscheidung für verfassungswidrig und deshalb nichtig erklärt 
wird, bei der Regelung der Rechtsbeziehungen auszuschließen. In Bezug 
auf teilbare Forderungen und teilbare Obligationen, die mit dem Anfall der 
Erbschaft gesetzlich selbstverständlich nach Maßgabe des gesetzlichen Erb-
teils auseinandergesetzt werden, kann bei einer Zahlung durch den Schuld-
ner oder einer Zahlung an den Gläubiger die Anwendung der Vorschrift 
über den gesetzlichen Erbteil in Betracht kommen. Deshalb ist die Sichtwei-
se, dass mit dem Anfall der Erbschaft unmittelbar eine Erbschaftsauseinan-
dersetzung nach Maßgabe der betreffenden Vorschrift erfolgt ist und hier-
durch die Rechtsbeziehungen abschließend geregelt wurden, nicht 
angemessen. Vielmehr ist davon auszugehen, dass die Rechtsbeziehungen 
erst dann endgültig geregelt werden, wenn sie durch den Abschluss eines 
Gerichtsverfahrens oder durch das Zustandekommen einer ausdrücklichen 
oder stillschweigenden Übereinkunft etc. zwischen den Beteiligen entschie-
den werden und es daher nicht mehr nötig ist, die oben erwähnte Vorschrift 
noch einmal anzuwenden.
　Aus diesem Grund ist es angemessen anzunehmen, dass die Entschei-
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dung über die Verfassungswidrigkeit der betreffenden Vorschrift keinen 
Einfluss auf andere Erbschaften hat, die zwischen dem Zeitpunkt des Anfalls 
der Erbschaft von A und des vorliegenden Beschlusses angefallen sind und 
bei denen es bereits zu einer abschließenden Regelung der Rechtsverhält-
nisse durch eine gerichtliche Entscheidung oder durch eine einverständli-
che Regelung oder andere Übereinkunft über die Erbschaftsauseinanderset-
zung gekommen ist.
5.  Schlussfolgerung
Aus den oben dargelegten Erwägungen folgt, dass die betreffende Vor-
schrift gegen Art. 14 Abs. 1 JV verstößt und nichtig ist. Sie ist auf die am ... 
Juli 2001 angefallene Erbschaft von A nicht anzuwenden. Der gegensätzli-
chen Entscheidung der Vorinstanz kann nicht gefolgt werden, da diese den 
betreffenden Absatz falsch auslegt. Die Sonderbeschwerde ist begründet, 
und die Entscheidung der Vorinstanz ist ohne Berücksichtigung anderer 
Rechtsansichten aufzuheben. Der vorliegende Fall wird an die Vorinstanz 
zurückgewiesen und ist dort erneut von Grund auf zu verhandeln.
　Der Beschluss ergeht einstimmig gemäß dem Tenor. Es wird darauf hin-
gewiesen, dass die Richter Seishi Kanetsuki und Katsumi Chiba sowie die 
Richterin Kiyoko Okabe ergänzend Stellung genommen haben.
